
 

 

NJI BEDINGUNGEN 
 

Allgemeine Annahme-, Lieferungs- und Bezahlungsbedingungen der Metaalunie-Branchengruppe ´Niederländische 
Yachtbau Industrie´ (NJI). Dieser Text gilt ab 30-3-2010 und ist unter Nummer  73/2010 bei der Geschäftsstelle des 

Arrondissementgerichtes zu Utrecht deponiert. 
Dies ist eine Ausgabe der Metaalunie, Postfach 2600, NL-3430 GA Nieuwegein 

© Metaalunie 
 

 

Artikel 1: Anwendung 
1.1.  Diese Bedingungen sind für alle Angebote anzuwenden, 

welche Mitglieder der NJI machen, für alle Verträge, welche 
diese Mitglieder abschliessen, für alle Verträge, welche 
hiervon eine Folge sein können, sowie andere 
Rechtsbeziehungen mit NJI-Mitgliedern, spezial jene, welche 
sich auf Kauf und Verkauf  beziehen, das Bauen, Verbauen, 
Reparieren oder die Wartung von Schiffen (und den 
dazugehörigen Bestandteilen), so wie auf alle weiteren 
Verträge, welche daraus folgen können.  

 

1.2. Der Anbieter/Lieferant ist ein NJI-Mitglied, das diese 
Bedingungen anwendet und wird Auftragnehmer oder 
Verkäufer genannt. Die Gegenpartei wird Auftraggeber oder 
Käufer genannt.  

 

1.3. Der Konsument ist eine natürliche Person, die nicht in 
Ausübung eines Berufes oder Unternehmens handelt. 

 

1.4.  Bei Streitigkeiten zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer 
den Inhalt des geschlossenen  Vertrages und dieser 
allgemeinen Bedingungen betreffend,  gelten die 
Bedingungen aus dem Vertrag.  

 

1.5. Diese Bedingungen dürfen ausschliesslich von Mitgliedern 
der Metaalunie-Branchengruppe NJI angewendet werden. 

 

Artikel 2: Angebote 
2.1. Alle Angebote sind freibleibend.  
 

2.2. Wenn der Auftraggeber dem Auftragnehmer Daten, 
Zeichnungen usw. gibt, darf der Auftragnehmer von der 
Richtigkeit dieser ausgehen und wird er sein Angeot darauf 
basieren.  

 

2.3. Die im Angebot genannten Preise sind auf Lieferung nach der 
Inbetriebstellung und Probefahrt – wenn  eine solche 
vereinbart worden ist – ab Werft Auftragnehmer, ´ex works´, 
konform Incoterms 2000 basiert. Die Preise sind, wenn nicht 
anders angegeben, exclusive Mehrwertsteuer und 
Verpackung.  

 

2.4. Wird das Angebot des Auftragnehmers nicht akzeptiert, dann 
hat dieser das Recht, alle Kosten, welche er zur Erstellung 
des Angebotes machen musste, dem Auftraggeber in 
Rechnung zu bringen.  

 

2.5. Auftragnehmer ist, wenn nicht ausdrücklich anders vereinbart, 
berechtigt, jene Kosten auf den Preis auf zu schlagen, welche 
mit auf umwelttechnische Weise notwendigen Behandlungen, 
mit Sammeln,  Testen, Abführen, Lagern, Transportieren und 
Vernichten von Materialien, Resten und Ähnlichem 
zusammenhängen.  

 

Artikel 3: Rechte industriellen und geistigen Eigen tums  
3.1.  Auftragnehmer behält, es sei denn schriftlich anders 

vereinbart, die Auteursrechte und alle Rechte geistigen 
Eigentums auf die von ihm gemachten Angebote, gegebenen 
Entwürfe,  Baubeschreibungen,  Abbildungen, Zeichnungen, 
Skizzen, (Probe)Modelle, Software, usw.  

 

3.2. Die Rechte auf die in 3.1 genannten Daten bleiben Eigentum 
des Auftragnehmers, ungeachtet ob dem Auftraggeber für die 
Herstellung davon Kosten in Rechnung gestellt worden sind. 
Diese Unterlagen dürfen nicht ohne vorhergehende 
schriftliche Zustimmung des Auftragnehmers kopiert, 
verwendet oder Dritten gezeigt werden. Bei Übertretung 
dieser Bestimmung ist der Auftraggeber dem Auftragnehmer 
10% vom Wert des Kaufpreises des Fahrzeuges mit einem 
Minimum von € 25.000 als Strafe schuldig. Diese Strafe kann 
neben Forderung auf Schadensersatz auf Grund des 
Gesetzes eingefordert werden.   

 

3.3. Auftraggeber  muss die ihm erteilten Daten wie genannt in 3.1 
bei erster Aufforderung innerhalb der vom Auftragnehmer 
gestellten Frist retournieren. Bei Übertretung dieser 
Bestimmung ist der Auftraggeber dem Auftragnehmer eine 
Strafe von € 1.000 pro Tag schuldig. Diese Strafe kann neben 

Forderung auf Schadensersatz auf Grund des Gesetzes 
eingefordert werden.   

Artikel 4: Beratung, Entwürfe und Materialien  
4.1. Auftraggeber kann keine Rechte auf Beratungen und 

Information gründen, welche er vom Auftragnehmer erhält, 
wenn diese sich nicht direkt auf den Auftrag beziehen.  

 

4.2. Auftraggeber ist für die von oder in seinem Namen 
gemachten Zeichnungen und Berechnungen und für die 
funktionelle Eignung der von ihm oder in seinem Namen 
vorgeschriebenen Materialien verantwortlich.  

 

4.3. Auftraggeber schützt Auftragnehmer vor jedwelcher 
Haftpflicht von Dritten im Bezug auf Gebrauch der durch den 
oder im Namen des Auftraggebers erhaltenen Zeichnungen, 
Berechnungen, Muster, Modelle und Ähnlichem.  

 

4.4. Der Auftraggeber garantiert, dass die in seinem Namen oder 
durch ihn angelieferte Materialien und Bestandteile dem 
Gesetz Vergnügungsyachten, sowie den übrigen Gesetzen 
und Bestandteilen und den daraus gegebenen Forderungen 
entsprechen. 

 

4.5. Wenn der Auftraggeber selbst Arbeiten durchführt, ist der 
Auftraggeber verpflichtet, den Forderungen, welche im 
Gesetz Vergnügungsyachten, sowie den übrigen Gesetzen 
und Richtlinien vermeldet sind, bzw die sich daraus ergeben, 
zu  entsprechen. Der Auftraggeber muss die Instruktionen 
des Auftragnehmers diesbezüglich befolgen.  

 

Artikel 5: Lieferzeit 
5.1.  Die Lieferzeit wird durch den Auftragnehmer annähernd 

festgestellt. 
 

5.2.  Die Lieferzeit wird in der Erwartung festgestellt, dass der 
Auftragnehmer so weiterarbeiten kann, wie es zum Zeitpunkt 
des Angebotes vorgesehen war und ihm das notwendige 
Material rechtzeitig geliefert wird.  

 

5.3.  Die Lieferzeit geht ein, wenn über alle technischen Details 
Übereinstimmung erreicht worden ist, alle notwendigen 
Gegeben, definitiv genehmigte Zeichnungen usw. im Besitz 
des Auftragnehmers sind, die vereinbarte (Raten)Zahlung 
erhalten ist und den notwendigen Bedingungen  zur 
Ausführung des Vertrages entsprochen ist.  

 

5.4.  a.  Wenn die  Rede ist von anderen Umständen als jene, 
welche Auftragnehmer bekannt waren, als er die 
Lieferzeit feststellte, oder wenn der Auftragnehmer 
verborgene Mängel  bemerkt, kann Auftragnehmer die 
Lieferzeit mit der Zeitspanne verlängern, welche 
notwendig ist, den Auftrag unter diesen Umständen aus 
zu führen. Können die Arbeiten nicht in den Zeitplan des 
Auftragnehmers eingeplant werden, dann werden sie 
fertig gestellt, so bald die Planung des Auftraggebers 
dies zulässt.  

b.  Ist die Rede von Mehrarbeit, dann wird die Lieferzeit mit 
der Zeit verlängert, die notwendig ist, um die Materialien 
und Bestandteile dazu zu liefern (lassen) und um die 
Mehrarbeit aus zu führen. Wenn die Mehrarbeit nicht in 
die Planung des Auftragnehmers eingeplant werden 
kann, werden die Arbeiten ausgeführt, sobald die 
Planung dies zulässt.  

c.  Wenn die Rede von Aufschub der Verpflichtungen durch 
Auftragnehmer ist, wird die Lieferzeit mit der  Dauer des 
Aufschubes verlängert. Wenn die Arbeiten nicht in die 
Planung des Auftragnehmers integriert werden können, 
werden die Arbeiten ausgefürht, sobald die Planung dies 
zulässt.  

d.  Wenn die Rede ist von einer Wettersituation, welche die 
Durchführung der Arbeit nicht zulässt, wird die Lieferzeit 
mit der dadurch entstandenen Stagnierungsperiode 
verlängert.  

 

5.5. Wenn Überschreitung der Lieferzeit zu erwarten ist, wird 
Auftragnehmer den Auftraggeber davon mit Angabe der 
Gründe, in Kenntnis setzen und – wenn möglich – angeben, 
wie gross die Überschreitung vermutlich sein wird. 
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5.6. Überschreitung der vereinbahrten Lieferzeit gibt auf keinen 
Fall Recht auf Schadensersatz, es sei denn, dass dies 
schriftlich vereinbart worden ist. 

Artikel 6: Risiko-Übertragung und Eintausch 
6.1 Lieferung findet nach Inbetriebsetzung – zu dem Zeitpunkt, zu 

dem diese vereinbart worden ist – ab Werft, ´ex works ,́ 
konform Incoterms 2000, statt; das Risiko der Sache geht in 
dem Moment auf den Auftraggeber über, wenn Auftragnehmer 
die Sache diesem zur Verfügung stellt.  

6.2 Wenn bei Kauf oder Neubau eines Fahrzeuges oder Kaskos 
die Rede von Eintausch eines gebrauchten Fahrzeuges oder 
einer anderen Sache ist und der Auftraggeber bis zur 
Ablieferung der neuen Sache die ein zu tauschende Sache 
weiter gebraucht, bleibt das Risiko der ein zu tauschenden 
Sache beim Auftraggeber bis zu dem Moment, dass er diese 
in den Besitz des Auftragnehmers gestellt hat.  

 

Artikel 7: Peisänderung 
7.1. Eine Steigung der Kostpreis bestimmenden Faktoren, 

entstanden nach Abschluss des Vertrages, darf vom 
Auftragnehmer dem Auftraggeber weitergegeben  werden, 
wenn  die Erfüllung des Vertrages zum Zeitpunkt der 
Preissteigung noch nicht abgeschlossen ist.  

 

7.2. In jenem Falle, dass Auftraggeber ein Konsument ist, hat 
dieser Recht auf Auflösung des Vertrages, wenn innerhalb 
von drei Monaten nach Vertragsabschluss der Preis erhöht 
wird, mit Ausnahme von Preisänderungen, welche sich aus 
dem Gesetz ergeben, wie z.B. die Mehrwertsteuer (MWSt). 

 

7.3. Bezahlung der Preiserhöhung wie bestimmt in 7.1 findet 
gleichzeitig mit der Bezahlung der Hauptsumme oder dem 
nächst folgenden Zahlungstermin statt.  

 

7.4. Wenn Waren durch Auftraggeber angeliefert werden und 
Auftragnehmer bereit ist, diese zu verwenden, darf 
Auftragnehmer maximal 20% des Marktpreises der 
angelieferten Waren Auftraggeber in Rechnung bringen.  

 

Artikel 8: Unausführbarkeit des Auftrages  
8.1. Wenn nach der Vertragsgestaltung diese durch den 

Auftragnehmer als Folge von Umständen, welche 
Auftragsnehmer beim Zustandekommen des Vertrages nicht 
bekannt waren, nicht erfüllt werden kann, hat der 
Auftragnehmer das Recht: 
a.   zu fordern, dass der Inhalt des Vertrages so geändert 

wird, dass die Ausführung möglich bleibt. Wenn dadurch 
die Verpflichtung im Wesentlichen geändert wird, hat 
Auftraggeber das Recht, den Vertrag zu kündigen, mit 
Beachtung des in Art. 8.5 Bestimmten.  

b.  die Erfüllung seiner Verpflichungen auf zu schieben, 
wenn er durch Umstände, welche beim Abschluss des 
Vertrages nicht zu erwarten gewesen sind und welche 
ausser seiner Einflusssphäre liegen, zeitlich verhindert 
ist, seinen Verpflichtungen nach zu kommen.  

 

8.2.  Unter Umständen, welche nicht durch Auftragnehmer zu 
erwarten waren und welche ausserhalb seiner Einflusssphäre 
liegen, werden unter Anderem die Umstände verstanden, 
dass Lieferanten und/oder Subunternehmer nicht oder nicht 
rechtzeitig ihren Verpflichtungen nachkommen, das Wetter, 
Erdbeben, Brand, Pandemie, Epidemie, Verlust oder 
Diebstahl von Werkzeug, das Verlorengehen von zu 
verarbeitenden Materialien, Strassenblockierungen, Streiks 
oder Arbeitsunterbrechungen, so wie Import- oser 
Handelsbeschränkungen.  

 

8.3.  Auftragnehmer ist nicht mehr zum Aufschub berechtigt, wenn 
die Vertragserfüllung bleibend unmöglich ist oder wenn eine 
zeitliche Unmöglichkeit mehr als sechs Monate gedauert hat. 
Der Vertrag kann erst nach Ablauf dieses Termines zu dem 
Teil der Verpflichtungen, welcher noch nicht erfüllt worden ist,  
aufgelöst werden. Parteien haben in diesem Fall Recht auf 
Entschädigung als Folge des durch die Auflösung erlittenen 
oder zu erleidenden Schadens.  

 

8.4.  Wenn der Auftragnehmer seine Verpflichtungen teilweise 
erfüllt hat, hat er Recht auf einen dem proportionellen Teil des 
vereinbarten Preises auf Grund der bereits geleisteten Arbeit 
und die gemachten Kosten.  

 

Artikel 9: Änderungen bei der Arbeit 
9.1.  Änderungen bei der Arbeit resultieren auf jeden Fall in 

Mehrarbeit oder weniger Arbeit wie: 
a.  wenn die Rede ist von einer Änderung im Entwurf oder 

der Baubeschreibung; 
b. die vom Auftraggeber erhaltene Information nicht mit der 

Wirklichkeit übereinstimmt; 

c.  Kostenposten mit mehr als 10% abweichen. 
 

9.2.  Mehrarbeit wird auf Basis des Wertes der Preis 
bestimmenden Faktoren, berechnet, welche zu dem Moment, 
an welchem  die Mehrarbeit verrichtet wird, gelten. Weniger 
Arbeit wird auf Basis des Wertes der Preis bestimmenden 
Faktoren berechnet, welcher zu dem Moment gegolten hat, 
als der Vertrag abgeschlossen worden ist.  

 

9.3.  Wenn der Saldo der geringeren Arbeit jenen der Mehrarbeit 
übertrifft, darf Auftragnehmer bei der Endabrechnung den 
Unterschied der Saldi dem Auftraggeber in Rechnung stellen. 
Dies Bestimmung gilt nicht für weniger Arbeit, welche die 
Folge einer Bitte von Seiten des Auftragnehmers ist.  

 

9.4.  Wenn ergänzende Vereinbarungen wichtige Konsequenzen 
haben, was Preis, Lieferzeit, Gewicht, Motorstarke oder 
Schnellheit betrifft, wird der Auftragnehmer den Auftraggeber 
davon in Kenntnis setzen.  

 

9.5. Nur jene Arbeiten, welche Auftragnehmer redlicherweise im 
Voraus hätte sehen können, sind Teil einer Umbau- oder 
Reparaturvereinbarung. Zeigt sich der Umfang der Arbeiten 
grösser als vorhergesehen, dann wird Auftragnehmer die 
Arbeit einstellen und mit Auftraggeber über das wohl oder 
nicht Fortsetzen der Arbeit und auf welche Weise überlegen. 

 

Artikel 10: Übergabe der Arbeit  
10.1.  Die Arbeit wird als übergeben betrachtet wenn:  

a.  Auftraggeber die Arbeit /  das Fahrzeug für tauglich 
befunden hat; 

b.  die Arbeit / das Fahrzeug durch Auftraggeber in 
Gebrauch genomen worden ist oder ohne 
ausdrückliche Zustimmung weggefahren ist. Nimmt 
Auftraggeber einen Teil der Arbeit / Fahrzeug in 
Gebrauch, dann wird dies als übergeben betrachtet; 

c.  Auftraggeber durch Auftragnehmer die Gelegenheit 
bekommt, die Arbeit, bzw. Das Fahrzeug zu 
inspektieren (inspektieren zu lassen) und dieser nicht 
innerhalb von 14 Tagen nachdem Auftraggeber 
hiervon in Kenntnis gesetzt worden ist, von der 
Möglichkeit der Inspektion Gebrauch gemacht hat. 

d.  Auftraggeber die Arbeit nicht billigt auf Grund kleiner 
Mängel oder fehlender Bestandteile, welche innerhalb 
von 30 Tagen repariert oder nach geliefert werden 
können und der Ingebrauchnahme nicht im Wege 
stehen.  

 

10.2.  Billigt Auftragggeber die Arbeit nicht, dann ist er verpflichtet, 
dies mit Angabe der Gründe sofort dem Auftragnehmer 
schriftlich mit zu teilen. 

 

10.3.  Billigt Auftraggeber die Arbeit / das Fahrzeug nicht, dann 
wird er Auftragnehmer  die Gelegenheit geben, die Arbeit 
aufs Neue zu übergeben. Die Bestimmungen dieses 
Artikels sind dafür aufs Neue zur Anwendung zu nehmen.  

 

Artikel 11: Eintausch 
Wenn bei Kauf oder Neubau eines Schiffes oder Kaskos die Rede 
von Eintausch eines gebrauchten Schiffes oder einer anderen 
Sache ist, während Auftrageber, in Erwartung der Übergabe des(r) 
neuen Schiffes /Sache das durch ihn eingetauschte, bzw. ein zu 
tauschende Sache weiter gebraucht, so wird Letzteres erst 
Eigentum des Auftragnehmers, nachdem das Schiff/die Sache 
Auftragnehmer tatsächlich zur Verfügung gestellt wird. 
 
Während dieses Gebrauches gehen alle Kosten, vor allem jene für 
Wartung, Wertverminderung und eventueller Schaden, durch welche 
Ursache auch entstanden (auch als Folge von Verlust) auf 
Rechnung und Risiko des Auftraggebers.  
 

Artikel 12: Haftung 
12.1. Auftragnehmer haftet für Schaden, welchen Auftraggeber 

erleidet und welcher direkt und aussschliesslich als Folge 
eines Fehlers des Auftragnehmers, diesem an zu rechnen 
ist. Für Schadensersatz kommt jedoch nur jener Schaden 
in Frage, gegen welchen Auftragnehmer versichert ist, 
beziehungsweise redlicherweise hatte versichert sein 
müssen.  

 

12.2. Nicht für Schadensersatz in Anmerkung kommt: 
a. Betriebsschaden/Folgeschaden, worunter z.B. 

Betriebsstörung, Liegegelder, Ersatzfahrzeuge, entbehrte 
Einkommen und andere Unkosten, durch welche Ursache 
auch immer entstanden. Auftraggeber muss sich nach Bedarf 
selbst gegen diese Art von Schaden versichern; 

 

b. Aufsichtsschade: unter Aufsichtschade wird unter Anderem 
jener Schaden verstanden, welcher durch oder während der 
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Ausführung der Arbeit an Sachen zugefügt wird, woran 
gearbeitet wird oder an Sachen, welche sich in der Nähe des 
Ortes, wo gearbeitet wird. Auftraggeber muss sich bei Bedarf 
selbst gegen diesen Schaden versichern.  

c. Schaden, verursacht durch Absicht oder bewusste 
Verwegenheit von Hilfspersonal oder nicht Leitung gebenden 
Untergeordneten des Auftragnehmers.  

 

12.3. Auftragnehmer haftet nicht für Schaden an durch 
Auftraggeber oder in seinem Namen geliefertem Material als 
Folge einer nicht solide durchgeführten Bearbeitung. Auf Bitte 
des Auftraggebers wird Auftragnehmer die Bearbeitung aufs 
Neue durchführen, mit von Auftraggeber für dessen 
Rechnung angeliefertem neuen Material. 

 

12.4. Auftraggeber schützt Auftragnehmer vor allen Ansprüchen 
von Dritten wegens Produkte-Haftung als Folge eines 
Mangels an einem Produkt, welches durch Auftraggeber 
einem Dritten geliefert wurde und welches (mit) bestand aus 
durch Auftragnehmer gelieferten Produkten und/oder 
Materialien.  

 

12.5. Im Falle dass der Auftraggeber ein Konsument ist, haftet der 
Autragnehmer für Schaden, welcher die Folge eines ihm an 
zu rechnenden Fehlers ist und zwar mit Beachtung der 
Bestimmungen im Bürgerlichen Gesetzbuch. 

 

Artikel 13: Garantie und Konformität 
13.1. Für ein neues Fahrzeug oder einen Kasko beträgt die Garantie 

12 Monate nach Ablieferung. Für Wartungs- und/oder 
Reparaturarbeiten gilt eine Garantie von 3 Monaten nach 
Ablieferung der Arbeiten. Notreparaturen fallen ausserhalb 
jeder Form von Garantie.  
Unten stehende Bestimmungen sind auch von Anwendung, 
nachdem die Garantie abgelaufen ist (Konformität). 

  
13.2. Auftragnehmer steht dafür ein, dass er ein Fahrzeug oder 

einen Kasko liefert, welches (r) dem abgeschlossenen 
Vertrag entspricht. Dies gilt auch für die dazu gehörigen 
Ausrüstungsstücke und Inventar. Auftragnehmer steht auch 
dafür ein, dass das Fahrzeug oder der Kasko die 
Eigenschaften besitzt, welche für einen normalen Gebrauch 
redlicherweise notwendig sind, ausser es wurde ausdrücklich 
ein anderer Gebrauch vereinbart. Von der Garantie sind 
Sachen ausgeschlossen, welche ohne Wissen des 
Auftraggebers zugeliefert oder vorgeschrieben sind.  

  

13.3. Auftragnehmer steht dafür ein, dass die Arbeiten bezüglich 
Konsevierung nach den Forderungen guter 
Fachmannschaft ausgeführt werden. Es wird in den 
folgenden Fällen keine Garantie gewährt: 
a. wenn eine weitere Vor- und/oder Nachbehandlung 

nach guter Fachmannschaft notwendig war und 
kennbar gemacht worden ist, dazu jedoch kein 
Auftrag erteilt worden ist; 

b. wenn die Vorbearbeitung nicht durch den 
Auftragnehmer durchgeführt oder genehmigt ist; 

c. wenn das zu konservierende Material sich in einem 
solchen Zustand befindet, dass es nicht möglich ist, 
die anwesenden Mängel, worunter Korrosion, 
Unebenheiten, Farbunterschiede, Glanz, usw., 
innerhalb des Rahmens der Vereinbarungen, welche 
diesbezüglich gemacht worden sind, zu beheben.   

d. Wenn die Konservierung durch Auftraggeber oder 
Dritte beschädigt ist. 

 

13.4. Hinsichtlich der durch Dritte angelieferten Sachen und 
durcherführten Arbeiten gelten die Garantieverpflichtungen 
– was Umfang und Dauer betrifft – der(des) Zulierferer(s), 
wenn Auftraggeber und Auftragnehmer dies ausdrücklich 
schriftlich vereinbart haben. Wenn der  Auftraggeber die 
Gelegenheit hatte, Kenntnis vom Inhalt der Fabriksgarantie 
zu erhalten, dann wird diese an die Stelle der Garantie auf 
Grund dieses Artikels treten. Auftragnehmer wird 
diesbezüglich seiner Garantieverpflichtung durch die 
Übertragung seiner eventuellen Haftung gegen die /den 
Zulieferer enthoben. 

 

13.5. Wenn sich zeigt, dass die Lieferung, Reparatur- und 
Wartungsarbeiten nicht in Ordnung waren, dann hat 
Auftragnehmer die Wahl aus: 

 -  Ersatz der /des schadhaften Bestandteile(s); 
-  Wiederherstellung der schadhaften Sache; 
- Gutschreiben vom Auftraggeber zu einem proportionalen 
Teil der Rechnung. 
Es steht dem Auftragnehmer dabei frei, selbst eine Wahl für 
den Ort zu treffen, wo die Wiederherstellungsarbeiten statt 

finden werden und eventuell einen Dritten ein zu schalten, 
und zwar innerhalb einer redlichen Zeit.  
Reise- , Aufenthaltskosten und Transportkosten gehen auf 
Rechnung des Auftraggebers. Auftraggeber kann nur nach 
schriftlicher Zustimmung vom Auftragnehmer eine 
notwendige Wiederherstellung durch einen Dritten 
durchführen lassen. Auftragnehmer wird dann dem 
Auftraggeber die Kosten ersetzen, mit als Maximum jenen 
Betrag, welchen es Auftragnehmer gekostet hätte, wenn er 
die Wiederherstellung auf der eigenen Werft durchgeführt 
hätte.  

 

13.6. Wenn nicht ausdrücklich anders vereinbart worden ist, gelten 
bei Neubau die folgenden Toleranzen: 

 2% Länge über die Steven; 
2% Breite über den Grundspant; 
10% Tiefiefgang; 
2% Stehhöhe; 
2% maximale Durchfahrthöhe der festen Teile; 
10% Gewicht; 
10% Schnellheit, gerechnet bei Standardausrüstung + Tiefgang 
nach der Standard Konstruktion Wasserlinie. 

Oben genannte Definitionen entspreche der harmonisierten 
ISO-Norm ‘8666 – Small Craft – Principal Data’, wie im 
November 2002 festgestellt.  

 

13.7.  a.  Keine Garantie gibt es für Mängel als Folge von: 
- normaler Abnützung; 
- unvernünftigen Gebrauch; 
- unterlassener oder falscher Wartung; 
- physischen Eigenschaften und natürlicher Arbeit der 

Materialien/Naturprodukte; 
- Installation, Montage, Veränderungen oder Reparatie 

durch den Auftraggeber oder durch Dritte. 
b. Es wird keine Garantie für gelieferte Sachen, welche 

zum Zeitpunkt der Lieferung nicht neu waren, oder 
welche durch den Auftraggeber angeliefert worden sind.  

 

13.8. Auftraggeber muss immer dem Auftragnehmer die 
Gelegenheit geben und ihm eine redliche Zeit gönnen, um 
einen eventuellen Schaden zu reparieren.  

 

13.9. Die Garantie gilt nur, wenn Auftraggeber allen seinen 
Verpflichtungen gegenüber dem Auftragnehmer– sowohl 
finanziell, als sonst wie - erfüllt hat, beziehungsweise 
genügend Sicherheit gestellt hat.  

 

13.10. Die Reise- und Aufenthaltskosten, sowie die getanen 
Arbeiten, worunter Untersuchungsarbeiten fallen, werden, 
nach zu Unrecht durch Auftraggeber gemachten Anspruch 
auf Garantie, dem Auftraggeber,  gegen die im Moment der 
Durchführung vom Auftragnehmer hantierten Standardtarife 
dem Auftraggeber in Rechnung gebracht und werden unter 
Anwendung dieser Bedingungen verrichtet.  

 

Artikel 14: Reklamation oder Beschwerden 
14.1. Auftraggeber kann sich nicht mehr auf einen Mangel in der 

Leistung berufen, wenn er in der Garantieperiode nicht 
innerhalb von 14 Tagen nachdem er den Mangel entdeckt hat 
oder redlicherweise entdecken hätte müssen, die 
Angelegenheit schriftlich beim Auftragnehmer reklamiert hat, 
wobei er dem Auftragnehmer schriftlich mit zu teilen hat, um 
welchen Mangel es sich handelt, sowie wann und wie er den 
Mangel festgestellt hat.    

  

14.2. Beschwerden über Rechnungen müssen innerhalb von 14 
Tagen nach Empfang der Rechnung schriftlich eingereicht 
werden. 

 

14.3. Auftraggeber verliert alle Rechte und Befugnisse, welche ihm 
auf Grund der Tatsache, dass die Leistung dem Vertrag 
entspricht, zur Verfügung standen, wenn er nicht innerhalb 
der oben genannten Fristen reklamiert hat und/oder wenn er 
dem Auftragnehmer nicht die Gelegenheit gegeben hat, die 
Mängel zu beheben.  

 

Artikel 15: Nicht abgenommene Sachen  
Wenn Sachen nach Ablauf der Lieferzeit nicht abgenommen worden 
sind, bleiben diese dem Auftraggeber zur Verfügung stehen. Nicht 
abgenommene Sachen werden auf Rechnung und Risiko des 
Auftraggebers gelagert, untergebracht oder geborgen. 
Auftragnehmer hat das Recht, 3 Monate nach der 
Zurverfügungstellung der Sachen diese nach schriftlicher 
Inverzugsetzung für und im Namen des Autraggebers zu verkaufen 
(lassen) mit der Verpflichtung, den Erlös dem Auftraggeber unter 
Abzug der dem Auftragnehmer zukommenden Forderungen, 
Lagerungskosten mit ein begriffen (Artikel 6:90 B)  aus zu bezahlen. 
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Artikel 16: Versicherung bei Neubau  
16.1. Auftragnehmer wird bis zum Datum der Lieferung des neu zu 

bauenden Schiffes oder Kaskos als Versicherungsnehmer, 
jedoch auch zu Gunsten des Autraggebers als Versicherter, 
das Schiff oder den Kasko und die dazu benötigten 
Materialien und Installationen zu dem Wert versichern, 
welchen diese Sachen vergegenwärtigen und maximal zum 
vollen Betrag der vereinbarten Kauf- oder Annahmesumme. 
Die Versicherungsauszahlungen werden dem Auftragnehmer 
ausbezahlt, der Begünstigter laut Versicherungsvertrag sein 
wird. Die Versicherungsprämie und Versicherungssteuer 
kommen – es sei denn anders vereinbart – auf Rechnung 
des Auftraggebers.  

 

16.2. Auftraggeber verpflichtet sich hierbei, sowohl dem 
Auftragnehmer gegenüber, als auch gegenüber dem 
Versicherer, bei dem genannte Versicherung untergebracht 
wird, keinen Anspruch auf Auszahlung beim Versicherer zu 
erheben (lassen), wenn und insoweit Aufgtragnehmer dem 
Versicherer gegenüber solche Ansprüche bezüglich des 
selben Geschehens macht.  

 

16.3. Auftragnehmer wird die Versicherungsauszahlungen an erster 
Stelle zur Wiederherstellung des Schadens, wozu die 
Auszahlung getätigt wurde  verwenden. Den eventuelle 
Überschuss wird Auftragnehmer mit all dem verrechnen 
dürfen, was er durch diesen Vertrag noch vom Auftraggeber 
ein zu fordern hat und den Rest wird er dem Auftraggeber 
ausbezahlen.  

 

16.4. Im Falle, dass das Schiff oder der Kasko vom Versicherer 
'total loss'  erklärt wird, wird der Vertrag damit von Rechts 
wegen aufgelöst. Auftragnehmer hat dann das Recht, wie im 
zweiten Satz des Artikels 16.3 genannt.  

 

Artikel 17: Bezahlung 
17.1. Bezahlung findet an dem Niederlassungsort des 

Auftragnehmers, oder auf eine vom Auftragnehmer 
angewiesene Rechnung statt.  

 

17.2.  Wenn nicht anders vereinbart, findet die Bezahlung wie folgt 
statt:  
a.  10 % des vereinbarten Preises beim Autrag 

20 % des vereinbarten Preises nach  20 % der Arbeiten 
20 % des vereinbarten Preises nach  40% der Arbeiten 
20 % des vereinbarten Preises nach  60% der Arbeiten  
20 % des vereinbarten Preises nach 80% der Arbeiten 
10 % des vereinbarten Preises bei Ablieferung für 
Abfahrt. 

b. In allen übrigen Fällen innerhalb von 14 Tagen nach 
Rechnungsdatum, aber auf jeden Fall vor 
Abfahrt/Transport.  

 

17.3. Ungeachtet der vereinbarten Bezahlungsbedingungen ist 
Auftraggeber verpflichtet, auf Bitte des Autragnehmers 
eine nach dessen Urteil genügende Sicherheit für die 
Bezahlung zu geben. Wenn der Auftraggeber dem nicht 
innerhalb des gestellten Termines nachkommt, gerät er 
direkt in Verzug. Auftragnehmer hat in diesem Fall das 
Recht, den Vertrag zu lösen und seinen Schaden beim 
Auftraggeber ein zu fordern.  

 

17.4. Das Recht des Auftraggebers, um seine Forderungen 
dem Auftragnehmer zu verrechnen, ist ausgeschlossen, 
ausser es ist die Rede vom Konkurs des Auftra-
gnehmers. 

  
17.5. Die ganze Forderung zur Bezahlung ist sofort fällig wenn: 

a.  ein Bezahlungstermin nicht eingehalten wurde; 
b.  Auftraggeber in Konkurs gegangen ist oder 

Zahlungsaufschub beantragt hat; 
c.  Zwangsverstreckungsverfahren auf Sachen oder 

Forderungen des Auftraggebers eingeleitet worden ist; 
d. der Auftraggeber (die Gesellschaft) aufgelöst oder 

liquidiert wird; 
e.  der Autraggeber (natürliche Person) entmündigt wird 

oder stirbt. 
 

17.6. Wenn die Bezahlung nicht innerhalb des vereinbarten 
Zahlungstermines erfolgt ist, schuldet der Auftraggeber dem 
Auftragnehmer sofort Zinsen. Die Zinsen betragen 10% pro 
Jahr, aber sind gleich den gesetzlichen Zinsen, wenn diese 
höher sind. Bei der Zinsberechnung wird ein Teil des Montes 
als ganzer Monat gesehen.  

 

17.7. Wenn die Bezahlung nicht innerhalb des vereinbarten 
Zahlungstermines statt gefunden hat, schuldet der 
Auftraggeber dem Auftragnehmer alle aussergerichtlichen 
Kosten, mit einem Minimum von € 75,-. 

Die Kosten werden auf Basis der folgenden Tabelle 
berechnet: 

 über die ersten € 3.000 = 15% 
 über das Weitere bis € 6.000 = 10% 
 über das Weitere bis € 15.000 = 8% 
 über das Weitere bis €  60.000 = 5% 
 über das Weiter ab € 60.000 = 3% 
 Wenn die wirklich gemachten aussergerichtlichen Kosten 

höher sind, als aus oben stehender Berechnung zu sehen ist, 
dann sind die wirklich gemachten Kosten zu bezahlen.  

 

17.8. Wenn Auftragnehmer in einem Rechtsverfahren Recht 
bekommt, dann gehen alle Kosten, welche er im 
Zusammenhang mit dem Verfahren gemacht hat, auf 
Rechnung des Auftraggebers.  

 

Artikel 18: Eigentumsvorbehalt 
18.1. Nach Lieferung bleibt Auftragnehmer Eigentümer der 

gelieferten Sache so lange Auftraggeber: 
a. versäumt oder versäumen wird, seinen Verpflichtungen 

aus diesem Vertrag oder gleichartigen Verträgen nach zu 
kommen; 

b. für verrichtete oder noch zu verrichtende Arbeiten aus 
solchen Verträgen nicht bezahlt oder nicht bezahlen wird; 

c. Forderungen, welche sich aus dem nicht Erfüllen oben 
genannter Verträge, so wie Schaden, Strafe, Zinsen und 
Kosten nicht nachgekommen ist. 

 

18.2. So lang auf den gelieferten Sachen der Eigentumsvorbehalt 
liegt, darf Aurtraggeber diese nicht belasten.  

 

18.3. Nachdem Auftragnehmer seinen Eigentumsvorbehalt in 
Anspruch genommen hat, darf er die gelieferten Sachen 
zurück holen. Auftraggeber erlaubt Auftragnehmer den Ort zu 
betreten, an welchem sich die Sachen befinden.  

 

18.4. Auftragnehmer ist berechtigt, um das ganze Fahrzeug oder 
den Kasko, einschliesslich Inventar und übrige 
Dazugehörigkeiten, in seiner Obhut zu halten, bis alle Kosten, 
welche er zur Durchführung des Auftrages ausgegeben hat, 
bezahlt worden sind, es sei denn, der Auftraggeber hat für 
diese Kosten genügend Sicherheit gestellt. Auftragnehmer 
hat dieses Zurückbehaltungsrecht auch auf Grund früherer 
Verträge, wovon der Auftraggeber die Bezahlung noch 
schuldig ist.  

 

18.5. Als Ausnahme auf dasjenige, was in vorhergehenden 
Punkten dieses Artikels bestimmt ist, wird Auftragnehmer 
versuchen, an der Eintragung eines Fahrzeuges, wenn der 
Auftraggeber ausdrücklich schriftlich darum bittet, unter 
Anderem auf, aber nicht beschränkt auf, die Bedingungen, 
dass für die Bezahlung des durch Auftraggeber 
verschuldigten Betrages eine genügend ersetzbare Sicherheit 
gestellt wird, dies ist zur Beurteilung des Auftragnehmers.  

 

18.6. Wenn der  Auftraggeber seine Verpflichtungen nicht erfüllt 
und das Fahrzeug oder der Kasko bereits eingetragen ist, ist 
er verpflichtet an der Streichung dieser Eintragung mit zu 
arbeiten. Die eventuell daran verbundenen Kosten gehen auf 
Rechnung des Auftraggebers. Der bestimmende Artikel 15 ist 
von vereinbarter Anwendung.  

 

Artikel 19: Beendung 
Wenn Auftraggeber den Vertrag auflösen will ohne dass die 
Rede ist von einem Versäumnis seitens Auftragnehmer vorliegt 
und der Auftragnehmer damit einverstanden ist, wird der Ver-
trag in beiderseitigem Einverständnis aufgelöst. Auftragnehmer 
hat in diesem Falle das Recht auf Entschädigung allen Vermö-
gensschadens, so wie erlittenen Verlust, entgangenen Gewinn 
und gemachte Kosten. 
 

Artikel 20: Anwendbares Recht und Rechtsstreit  
20.1. Für alle Verträge ist das niederländische Recht von 

Anwendung. 
20.2. Der Wiener Kaufvertrag (C.I.S.G.) ist nicht von Anwendung, 

eben so wenig wie irgend eine andere internationale 
Regelung, wovon Ausschluss erlaubt ist.  

20.3. Nur der niederländische Zivilrichter, der am Niederlassungsort 
des Auftragnehmers befugt ist, nimmt Kenntnis von 
Streitigkeiten, ausser das ist im Widerspruch mit den 
zwingenden Rechtsvorschriften. Auftragnehmer darf von 
dieser Zuständigkeitsvorschrift abweichen und die 
gesetzlichen Zustänigkeitsregeln hantieren.  

20.4. Parteien können eine andere Form von zur Beilegung der 
Streitigkeiten wählen, wie Schiedsgericht oder Mediation 
vereinbaren.  

 
 
 


